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140 Kilometer Reichweite
Erster Elektrobus für Schülerbeförderung im Kreis

Karlsbad (krk). „Hier kommt … Zeo“,
und zwar ganz lautlos: Der Landkreis
Karlsruhe hat gestern vor einer Sitzung
in der Ludwig-Guttmann-Schule
(Schule für Körperbehinderte) in Lan-
gensteinbach den ersten Elektrobus für
Schülerbeförderung im Kreis vorge-
stellt. „Wir haben das ehrgeizige Ziel,
bis 2050 den kompletten Energiever-
brauch klimaneutral zu decken, ohne
Kohlendioxid-Ausstoß“, betont Landrat
Christoph Schnau-
digel bei der Vor-
stellung des Fahr-
zeuges, das vor al-
lem im Kraichgau
zum Einsatz
kommt, wo die Guttmann-Schule eine
Außenstelle hat. 698 Kinder hat der
Landkreis derzeit an jedem Schultag an
landkreiseigene Schulen, Sonderschu-
len und Schulkindergärten zu beför-
dern, das macht täglich 128 Touren.

Seit Schulbeginn ist der Elektrobus im
Einsatz. „Und diese eineinhalb Wochen
haben uns sehr gute Erfahrungen ge-
bracht, obwohl ich anfangs skeptisch
war“, sagt Jörg Wilk und betont, dass
„auch von den Eltern eine sehr positive
Resonanz kommt“. Eine Erfahrung, die
auch Schulleiterin Claudia Kury teilt.
Das Unternehmen Wilk betreibt im Auf-
trag des Kreises neben anderen Dienst-
anbietern den Schülerverkehr und hat
zunächst als Pilotprojekt zwei Elektro-

busse im Einsatz. Die speziell ausgestat-
ten Fahrzeuge mit einer Leistung von
109 PS und Platz für sechs Fahrgäste
kosten pro Stück 35 000 Euro, wozu das
Land 50 Prozent Zuschuss gibt. Der
Landkreis bezahlt die einzelnen Touren.
Der Elektrobus hat eine Reichweite von
rund 140 Kilometern, bei Nutzung der
Energierückgewinnung (Bremsen, ab-
wärtsfahren), „was bei Tagestouren von
etwa 80 Kilometern völlig ausreichend

ist und sogar Re-
serve bietet“, sagt
Wilk. Vormittags
und nachmittags
sind täglich zwei
Touren, dazwi-

schen kann aufgeladen werden, das dau-
ert etwa vier Stunden.

In das Pilotprojekt eng eingebunden ist
Simon Weimer, Klimaschutzmanager
des Landkreises. Er informiert, dass die
Elektrobusse außerhalb der Beförde-
rungszeiten als Car-Sharing-Fahrzeuge
frei verfügbar sind. „Das“, ergänzt der
Landrat, „verbessert natürlich die Aus-
lastung und Effizienz“. Insgesamt 39
E-Fahrzeuge mit 39 Standorten und La-
destationen hat der Landkreis, „und die
stehen alle für Car-Sharing zur Verfü-
gung“, versichert Weimer. Ab Mittwoch,
28. September, können deren Standorte
und Verfügbarkeit im Internet unter
www.zeozweifrei-unterwegs.de abgeru-
fen werden.

DEN ELEKTRO-SCHÜLERBUS „Zeo“ stellten gestern Christoph Schnaudigel, Claudia
Kury und Jörg Wilk (von links) vor. Foto: krk

Pilotprojekt an der
Ludwig-Guttmann-Schule

„Nein“ zu großer Variante
Dettenheim positioniert sich zum Rückhalteraum Elisabethenwört

Von unserem Mitarbeiter
Alexander Werner

Dettenheim. Ihren Sorgen über den ge-
planten Hochwasser-Rückhalteraum
Elisabethenwört haben Rußheimer An-
wohner schon im Dettenheimer Ge-
meinderat Luft gemacht. Wie groß diese
sind, das zeigt auch der große Zulauf zur
Bürgerinitiative „Rußheimer Altrhein“.

Für diese sprach jetzt Karl-Heinz
Schmidt, der sich gestern mit Martin
Baumgärtner und Günter Wendel vom
Verein Rheinkolleg sowie Bürgermeiste-
rin Ute Göbelbecker vor Ort im betroffe-
nen Gebiet eingefunden hatte. Das in
gemeinsamer Initiative mit dem Ziel,
sich gegenüber den BNN deutlich öf-
fentlich zu positionieren.

Ute Göbelbecker bekräftigte das, was
die Gemeinde in ihrer Resolution formu-
liert hatte. Wenn Hochwasserschutz
Raum benötige, wolle man sich dem
nicht verstellen, hob sie hervor. Aber die
Notwendigkeit dafür müsse aktuell
nachgewiesen werden. Dann könne man
sich die kleine Variante als gesteuerten
Polder vorstellen. Sollte ein solcher
Nachweis nicht erfolgen, trete man für
eine Null-Lösung ein. Vorerst sind es die
Varianten, die schon seit 1992 die Ge-
müter erhitzen. Weniger die mittlere,
sondern speziell die kleine und große
Variante stehen zur Debatte, die jeweils
als ungesteuerter Retentionsraum in
Form einer Deichrückverlegung sowie
als gesteuerter Retentionsraum in Form
eines Polders konzipiert wurden.

Eine große Variante schlossen alle Be-
teiligten des Treffens kategorisch aus,
selbst wenn sich ergeben sollte, dass die

kleine Lösung die Zielvorgaben eines
Hochwasserschutzes im Blick auf den
Rhein-Neckarraum nicht erfüllen sollte.
In dem Fall bliebe die Möglichkeit von
Ergänzungsflächen an anderer Stelle.
Denn die Auswirkungen auf das Gebiet
seien alleine schon in abgespeckter Ver-
sion massiv, in der größeren aber un-
tragbar. Genau diese vertreten indessen
Naturschutzverbände im Ansinnen,
Rheinauen zu renaturieren.

Tatsächlich aber hätte dies verheeren-
de Folgen für den Rußheimer Altrhein,
dessen wertvolles Biotop mit teils ein-
zigartiger Flora derart einbezogen und
aufgestaut völlig zerstört würde, hoben
Schmidt, Wendel und Baumgärtner glei-
chermaßen hervor. Eine Tatsache, die

für die Naturschutzbehörde maßgeblich
sein müsste.

Markant vor Augen tritt bei einer Orts-
besichtigung, was den Anwohnern blü-
hen würde, denen eh schon der hohe
Grundwasserpegel zu schaffen macht.
An die 60 Meter hinter der Wohnbebau-
ung würde sich der neue, rückverlegte
Damm auftürmen. „Sollte da irgend-
wann etwas passieren, saufen wir ab“,
so Schmidt. Ein gewichtiger Punkt war
ebenso eine drohende drastische Schna-
kenplage. Bei wegfallender Vorflut-
funktion des Altrheins müssten großflä-
chig Schutzvorkehrungen getroffen
werden, Pumpwerke, Brunnen und Grä-
ben und mehr angelegt werden, so
Schmidt.

VORORTTERMIN zum Hochwasserschutz: Karl-Heinz Schmidt, Martin Baumgärtner,
Günter Wendel und Ute Göbelbecker (von links). Foto: Werner

„Sollte irgendwann etwas
passieren, saufen wir ab“

Pfinztal (kdm). Am kommenden
Dienstag, 27. September, befindet der
Pfinztaler Gemeinderat über die Zu-
lässigkeit des Bürgerbegehrens „Rettet
den Finanzhaushalt der Gemeinde
Pfinztal“ der Initiative „mitentschei-
den Pfinztal“. Ein positiver Beschluss
über die Zulässigkeit bedarf einer ein-

fachen Mehrheit – und nicht, wie in
unserer gestrigen Ausgabe berichtet,
einer Zwei-Drittel-Mehrheit. Findet
sich eine Mehrheit, wird es einen Bür-

gerentscheid über die vorläufige Zu-
kunft einer Unterführung in Söllingen
geben. Die Initiative ist gegen den Bau
einer Pkw-Unterführung mit Rad- und
Fußweg in Söllingen. Sie ist der Mei-
nung, Gemeinderat und Verwaltung
hätten sich zu wenig Gedanken über
die Verschuldung gemacht.
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